Antrag an die Gesamtkonferenz am . . .:
Die Gesamtkonferenz der …-Schule möge gemäß § 79 (1) und (3) Ziff. 6 Schulgesetz beschließen:

…-Schule – Schule ohne Militär 

Die Gesamtkonferenz der …-Schule lehnt eine Zusammenarbeit im Bildungs​bereich mit der Bundeswehr grundsätzlich ab. Hierzu gehören z.B.: 

· Kooperationsverträge mit der Bundeswehr 

· Einladen von Jugendoffizieren in den Unterricht oder zu schulischen Veranstaltungen 

· Werbung für Praktika in Bundeswehreinrichtungen 

· Exkursionen zu Bundeswehreinrichtungen oder von der Bundeswehr durchgeführten Veranstaltungen 

· Werbung für Ausbildungsgänge bei der Bundeswehr oder für ein Studium an einer Bundeswehrhochschule 

· Teilnahme der Schule an Wettbewerben, Jugendmessen, Arbeitsplatzbörsen, die von der Bundeswehr ausgestaltet werden
· Das Verteilen von Werbematerialien der Bundeswehr 

Begründung: 

1. Widerspruch zum Auftrag der Schule

Das vermeintliche Lösen von Konflikten mit militärischer Gewalt widerspricht den Erziehungsidealen der Berliner Schule. Wie sollen wir Jugendliche zum gewaltfreien Lösen von Konflikten erziehen, wenn das Vertreten von Wirtschafts- oder Länderinteressen mit militärischen Mitteln von uns mit unterstützt wird? Dies widerspricht dem in Paragraf 1 des Schulgesetzes formulierten Erziehungsziel der friedlichen Verständigung der Völker. 

§1 

Auftrag der Schule 

Auftrag der Schule ist es, alle wertvollen Anlagen der Schülerinnen und Schüler zur vollen Entfaltung zu bringen und ihnen ein Höchstmaß an Urteilskraft, gründliches Wissen und Können zu vermitteln. Ziel muss die Heranbildung von Persönlichkeiten sein, welche fähig sind, der Ideologie des Nationalsozialis​mus und allen anderen zur Gewaltherrschaft strebenden politischen Lehren entschieden entgegenzutre​ten sowie das staatliche und gesellschaftliche Leben auf der Grundlage der Demokratie, des Friedens, der Freiheit, der Menschenwürde, der Gleichstellung der Geschlechter und im Einklang mit Natur und Umwelt zu gestalten. Diese Persönlichkeiten müssen sich der Verantwortung gegenüber der Allgemein​heit bewusst sein, und ihre Haltung muss bestimmt werden von der Anerkennung der Gleichberechtigung aller Menschen, von der Achtung vor jeder ehrlichen Überzeugung und von der Anerkennung der Not​wendigkeit einer fortschrittlichen Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse sowie einer friedlichen Verständigung der Völker. Dabei sollen die Antike, das Christentum und die für die Entwicklung zum Humanismus, zur Freiheit und zur Demokratie wesentlichen gesellschaftlichen Bewegungen ihren Platz finden. 

Bereits im laufenden Schuljahr sind an Schulen unaufgefordert Werbematerialien geschickt worden. Mit dem Aussetzen der allgemeinen Wehrpflicht ist mit einer verstärkten Aktivität der Bundeswehr an den Schulen zu rechnen. Erfahrungen belegen dies bereits jetzt. 

2.1. Lehrkräfte entscheiden souverän, ob sie in ihrem Unterricht externen Sachverstand hinzuziehen wollen oder nicht, denn „Lehrerinnen und Lehrer sind Fachleute für das Lernen, ihre Kernaufgabe ist die gezielte und nach wissenschaftlichen Erkenntnissen gestaltete Planung, Organisation und Reflexion von Lehr-  und Lernprozessen sowie ihre individuelle Bewertung und systemische Evaluation.“ [Gemeinsame Erklärung des Präsidenten der Kultusministerkonferenz und der Vorsitzenden der Bildungs- und Lehrergewerkschaften „Aufgaben von Lehrerinnen und Lehrern heute - Fachleute für das Lernen" (Berlin 2000)]
2.2. Externer Sachverstand ist nur dann einzuladen, wenn die Bedingungen des Beutelsbacher Konsens erfüllt sind: 

Danach dürfen Schülerinnen und Schüler nicht von Meinungen und Thesen überrumpelt werden, die in der Gesellschaft umstritten sind.

· Überwältigungsverbot

· Was gesellschaftlich kontrovers ist, muss auch im Unterricht kontrovers sein. 

Die unterschiedlichen friedenspolitischen Konzepte, die Kontroversen über die verfassungsmäßige Funktion der Bundeswehr (von der Landesverteidigung zur Interventionsarmee) sowie die verschiedenen Konzepte der internationalen Friedenspolitik müssen in gleicher Gewichtung dargestellt werden.

2.3. Externer Sachverstand in Bezug auf  Außen- und Sicherheitspolitik liegt bei denen, die unserer Parlaments-Armee die Aufträge erteilen, nicht bei den Ausführenden.

Ob man mit den Schülern Reden analysiert oder eine kontroverse Diskussion von Vertretern der Parteien organisiert, die in dem Parlament vertreten sind, das der Armee die Aufträge erteilt, liegt im Ermessen der Lehrkraft.

Jugendoffiziere hingegen erheben zwar den Anspruch und erwecken den Eindruck, sie seien Sachverständige in punkto politischer Bildung, vor allem Außen- und Sicherheitspolitik, aber sie sind extrem einseitig und festgelegt auf die militärische Sichtweise.

3. Unterschiedlich verteilte Ressourcen
Gegen Jugendoffiziere in der Schule spricht auch die Tatsache, dass sie - im Gegensatz zu den meisten Friedensaktivisten - hochprofessionell, rhetorisch geschult und für ihre Recherchearbeit gut bezahlt werden. In Diskussionen haben die Militärs daher enorme Vorteile.
Wo befindet sich das Nachwuchsgewinnungszentrum der Friedensbewegung? Wo finden Hochschulausbildung, achtjährige Praktika und Auslandseinsätze sowie wiederholte mehrmonatige politische und rhetorische Schulungen von Funktionären der Friedensbewegung statt?

Antragsteller: …
